
keit des Stadtbezirksgerichts genommen und Maß­
nahmen zur Überwindung dieser Mängel eingeleitet. 
Es war völlig im Sinne des Eingabenerlasses des 
Staatsrates, daß das Stadtgericht diesem Bürger seinen 
Dank für die wichtigen Hinweise ausgesprochen hat. 
Dieses Beispiel zeigt, daß eine formale und bürokra­
tische Arbeitsweise der Gerichte bei unseren Bürgern 
auf entschiedene Ablehnung stößt. Solche Eingaben 
beweisen gleichzeitig, in welchem Maße sich unsere 
Bürger bereits für die richtige Durchsetzung der Grund­
sätze einer sozialistischen Rechtspflege mitverantwort­
lich fühlen und wie sie dieser Verantwortung durch 
Eingaben gerecht werden.
Die nachfolgenden Beispiele sollen zeigen, welche Be­
deutung die Eingaben der Werktätigen und ihre richtige 
Bearbeitung für die Vervollkommnung der Tätigkeit 
unserer Gerichte und Staatlichen Notariate haben.
Eingaben zur Strafpolitik
Die Eingaben der Bürger zur Rechtsprechung in Straf­
sachen beziehen sich insbesondere auf drei Erscheinun­
gen: auf eine undifferenzierte Strafpolitik bei be­
stimmten Deliktsarten, auf unüberlegte und daher 
unzulässige Auswertung von Strafverfahren und auf 
Mängel in der Tätigkeit der Schiedsmänner.
Als Beispiel für Fehler in der Strafpolitik sei folgender 
Fall angeführt, der in der Eingabe eines Bürgers ge­
schildert wurde: Der Verurteilte hatte sich in der 
S-Bahn einer Frau in der Absicht genähert, sie zu ver­
gewaltigen. Dabei hatte er zur Überwindung des 
Widerstandes der Frau eine erhebliche Intensität ge­
zeigt, die Frau beschimpft und ihr schließlich gedroht, 
sie aus dem Zug zu werfen.
Der Bürger, der diese Eingabe machte, war darüber 
empört, daß das Gericht hier lediglich eine bedingte 
Gefängnisstrafe ausgesprochen hatte. Bei der Bearbei­
tung der Eingabe wurde festgestellt, daß beim Gericht 
keine Klarheit über den Stand unserer gesellschaft­
lichen Entwicklung und über die sich hieraus für die 
Rechtspflege ergebenden Konsequenzen bestand, die 
insbesondere im Rechtspflegeerlaß des Staatsrates ihren 
Ausdruck gefunden haben. Die Feststellung, daß auf 
Grund der gewachsenen politisch-moralischen Einheit 
unserer Bevölkerung Überzeugung und Erziehung 
immer mehr zur Hauptmethode der gesamten staat­
lichen Tätigkeit werden, führte bei diesem Gericht zu 
vereinfachenden, unzulässigen Schlußfolgerungen. So 
kam es zu der fehlerhaften bedingten Verurteilung. 
Andererseits entspricht es aber auch nicht unserer Ge­
setzlichkeit, wenn ein Rechtsverletzer — ohne allseitige 
Prüfung der Persönlichkeit des Täters und aller Um­
stände der Tat — lediglich deshalb zu einer Freiheits­
strafe verurteilt wird, weil er eine Straftat begangen 
hat, die gegenwärtig zu den Schwerpunkten der Ver­
brechensbekämpfung gehört. Besonders in der letzten 
Zeit gingen dem Ministerium der Justiz Eingaben zu, 
die sehr anschaulich auf undifferenzierte und über­
spitzte Strafaussprüche hinweisen. Diese Eingaben 
wurden dem für die Leitung der Rechtsprechung aller 
Gerichte verantwortlichen Obersten Gericht bzw. den 
betreffenden Bezirksgerichten zugeleitet.
Eine Reihe von Eingaben beschäftigt sich mit der 
Auswertung von Strafverfahren.
Unsere Gerichte unternehmen große Anstrengungen, 
um im Sinne des Rechtspflegeerlasses die Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen der Straftaten auf­
zudecken und unter Einbeziehung der -gesellschaft­
lichen Kräfte zu überwinden. Dazu werten sie die 
Strafverfahren in geeigneter Weise mit den Werktäti­
gen im Betrieb oder im Wohngebiet aus. Auch der 
Berichterstattung in der Presse kommt dabei eine be­
sondere Bedeutung zu3. Diese Auswertung von Straf­
verfahren muß aber in einer Form geschehen, die so­

wohl für den Verurteilten als auch für andere Bürger 
mobilisierend wirkt und den Prozeß der Umerziehung 
des straffällig gewordenen Bürgers fördert. Werden 
die Prinzipien sozialistischer Menschenführung hierbei 
nicht beachtet und Strafverfahren schematisch, routine­
haft ausgewertet, dann kann diese Auswertung nicht 
zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit, 
sondern im Gegenteil dazu führen, daß der Erzie­
hungsprozeß des Verurteilten beeinträchtigt wird. 
Charakteristisch dafür ist die Eingabe einer Bürgerin, 
die zu Beginn des vergangenen Jahres mit einem 
öffentlichen Tadel bestraft worden war. Die Beleh­
rungen und Ermahnungen des Staatsanwalts und des 
Gerichts hatten sie stark beeindruckt. Sie bereute ihre 
Tat und strengte sich an, in jeder Beziehung vorbild­
lich zu leben und zu arbeiten, um so ihr Ansehen wie­
derzugewinnen. Mehrere Monate nach der Gerichts­
verhandlung erschien plötzlich ein Artikel eines Rich­
ters in der örtlichen Presse, in dem die Handlung die­
ser Bürgerin geschildert wurde. In dem Artikel waren 
die Anfangsbuchstaben des Namens dieser Bürgerin, 
ihr Wohnort und ihr Beruf angegeben, so daß jedem 
erkennbar war, um wen es sich handelte. Welche 
schädlichen Wirkungen hierdurch hervorgerufen wur­
den, zeigt die Eingabe dieser Bürgerin:

......  Ich gebe meine ganze Arbeitskraft her, um mei­
nen Verpflichtungen nachzukommen. Jedoch fiat mich 
diese Veröffentlichung wieder in höchste Aufregung 
versetzt, und ich muß die ganzen Folgen meiner 
schlechten Tat wieder von vorn durchmachen, wo­
durch meine Arbeitskraft Schwankungen unterwor­
fen ist und was mich seelisch schwer belastet. Das 
empfinde ich nicht als gerecht.“

Diese Worte beweisen, daß mit der Auswertung des 
Verfahrens nach Monaten keine erzieherische Wirkung 
erreicht wurde; vielmehr ist damit der Verurteilten 
erschwert worden, die richtigen Schlußfolgerungen aus 
ihrem strafbaren Verhalten zu ziehen.
Die Analyse der Eingaben lenkt die Aufmerksamkeit 
auch auf die Tätigkeit - der Schiedsmänner. Seit länge­
rer Zeit wird in Eingaben immer wieder auf eine for­
male Arbeitsweise einiger Schiedsmänner hingewiesen, 
durch die die Rechte und Interessen unserer Bürger 
ungenügend geschützt werden. Dabei handelt es sich 
vor allem um Ehrverletzungen, denen die Schieds­
männer nicht mit dem notwendigen Nachdruck begeg­
nen. Die Ursachen dafür sind, daß kein regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch durchgeführt wird und die An­
leitung der Schiedsmänner durch die Gerichte unge­
nügend ist. Die schrittweise Bildung von Schiedskom­
missionen berechtigt die Gerichte nicht, die Schieds- 
mannstätgikeit zu unterschätzen.
Es ist Pflicht jedes Direktors eines Kreisgerichts, sich 
einen ständigen Überblick über die Tätigkeit der 
Schiedsmänner im Kreisgebiet zu verschaffen und aus 
der Analyse der gerichtlichen Verfahren, im besonde­
ren der Privatklageverfahren, sowie aus den Feststel­
lungen eigener operativer Kontrolle die erforderlichen 
Qualifizierung?- und Schulungsmaßnahmen einzulei­
ten. Damit soll die vorbildliche und verdienstvolle 
Tätigkeit vieler Schiedsmänner in den Städten und 
Gemeinden, die sich mit einem Kollektiv angesehener 
Bürger beraten und im Wohnbezirk aktive gesell­
schaftliche Arbeit zur Vorbeugung von Konflikten lei­
sten, keineswegs geschmälert werden.
Viele Eingaben haben Anregungen auf Gewährung 
bedingter Strafaussetzung zum Inhalt. Diese werden 
meist von Angehörigen der Verurteilten oder auch von 
Arbeitskollektiven gegeben, die sich verpflichten, für 
die weitere Erziehung des Verurteilten zu sorgen. Es

3 Vgl. Ziegler. „Einige aktuelle Probleme der Kriminalitäts- 
bekämofung“. NJ 1963 S. 711.
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